
GEMEINDEVERWALTUNGSVERBAND  
DONAUESCHINGEN 
_____________________________________________________________ 

„Korrektur des Bekanntmachungstextes:“ 
Wirksamwerden der 16. Änderung des Flächennutzungsplans 2020 des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Donaueschingen 
 
Das Regierungspräsidium Freiburg hat am 24. März 2026 die 16. punktuelle Änderung des 
Flächennutzungsplanes 2020 des Gemeindeverwaltungsverbandes Donaueschingen („Rö-
merstraße – Süd“, Hüfingen-Behla) genehmigt. Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit 
gemäß § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
Die 16. Flächennutzungsplanänderung wird am 30. April 2026 wirksam. 
 
Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung umfasst eine Fläche von ca. 1,07 ha. 
Das Plangebiet befindet sich am südlichen Außenbereich von Behla. Im Norden schließt das 
Gebiet an bestehende Gewerbeflächen an, während es sich im Osten und Süden in die freie 
Landschaft öffnet. Im Westen wird die Fläche durch die Römerstraße begrenzt. 
Der räumliche Geltungsbereich ist der beigefügten Plandarstellung zu entnehmen. Maßge-
bend für die räumliche Abgrenzung ist der zeichnerische Teil der Flächennutzungsplanände-
rung in der Fassung vom 09.09.2025. 
 

 
 
Die 16. Änderung des Flächennutzungsplanes 2020 kann mit zusammenfassender Erklärung, 
Begründung, Planzeichnung und Umweltberichten 
 auf den Internetseiten des Gemeindeverwaltungsverbands unter www.gvv-donaueschin-

gen.de > flaechennutzungsplan und der Stadt Donaueschingen unter www.donaueschin-
gen.de/bekanntmachungen 

 bei der Geschäftsstelle des Gemeindeverwaltungsverbandes in Donaueschingen, Rat-
hausplatz 1, Rathaus I, Zimmer 304, während der allgemeinen Sprechzeiten 
 

eingesehen werden.  
 
Jedermann kann den Flächennutzungsplan, die Begründung und die zusammenfassende Er-
klärung nach § 6a Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) einsehen und über deren Inhalt Auskunft 
verlangen. 

Es wird gemäß § 215 Abs. 1 BauGB darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der im § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 des BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans oder aber ein nach § 214 Abs. 
3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs nur beachtlich werden, wenn 
sie innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 



geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften 
oder den Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 

Nach § 4 Abs. 4 und 5 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg gilt die 16. Änderung des 
Flächennutzungsplanes - sofern sie unter der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung ergangenen Bestimmungen 
zustande gekommen ist - ein Jahr nach dieser Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu-
stande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt worden sind 
2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat 
oder wenn innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung die Rechtsaufsichtsbehörde 
den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift ge-
genüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden ist.  
Ist eine Verletzung nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 Gemeindeordnung geltend gemacht worden, 
so kann auch nach Ablauf der Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung jedermann 
diese Verletzung geltend machen. 
 
Donaueschingen, 28. April 2026 
 
gez. Erik Pauly 
Verbandsvorsitzender 
 


